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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von den Fraktionen der CDU/ CSU und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sechtes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz - 
6. RVÄndG) 

— Drucksachen 10/5053, 10/5212 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Artikel 4 (Änderung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes) wird wie folgt ergänzt: 

a) Dem bisherigen Text wird die Bezeichnung „1.“ voran- 
gestellt. 

b) Folgender Text wird angefügt: 

,2. Nach § 5 c wird folgender § 5 d angefügt: 

„§5d 

(1) Renten wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit und 
Altersruhegelder an Frauen, auf die bereits vor dem 
1. Januar 1986 ein Anspruch bestand, erhöhen sich für 
jedes Kind, das die Versicherte geboren hat, um einen 
Kindererziehungszuschlag. 

(2) Der Kindererziehungszuschlag wird auch zu Wit- 
wenrenten geleistet, wenn auf diese bereits vor dem 
1. Januar 1986 ein Anspruch bestand und wenn die 
Witwe neben der Witwenrente keine Rente wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit oder wegen Alters 
bezieht. Voraussetzung hierfür ist, daß die Witwe das 60. 
Lebensjahr vollendet hat. 

(3) Der Kindererziehungszuschlag beträgt für die 
Berufsunfähigkeitsrente 0,75 vom Hundert, für die Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit oder Alters sowie für die Wit- 
wenrente 1,125 vom Hundert der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage. 

(4) Der Bund erstattet den Trägem der Rentenversiche- 
rung die laufenden Aufwendungen für die Kindererzie- 
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hungszuschläge einschließlich der darauf entfallenden 
Zuschüsse zur Krankenversicherung. " ' 

2. Artikel 5 (Änderung des Angestelltenrentenversicherungs- 

Neuregelungsgesetzes) wird wie folgt ergänzt: 

a) Dem bisherigen Text wird die Bezeichnung „1.“ voran- 
gestellt. 

b) Folgender Text wird angefügt: 

,2. Nach § 6c wird folgender § 6d angefügt: 

„§6d 

(1) Renten wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 
oder wegen Alters an Frauen, auf die bereits vor dem 
1. Januar 1986 ein Anspruch bestand, erhöhen sich für 
jedes Kind, das die Versicherte geboren hat, um einen 
Kinder erziehungszuschlag. 

(2) Der Kindererziehungszuschlag wird auch zu Wit- 
wenrenten geleistet, wenn auf diese bereits vor dem 
1. Januar 1986 ein Anspruch bestand und wenn die 
Witwe neben der Witwenrente keine Rente wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit oder wegen Alters 
bezieht. Voraussetzung hierfür ist, daß die Witwe das 60. 
Lebensjahr vollendet hat. 

(3) Der Kindererziehungszuschlag beträgt für die 
Berufsunfähigkeitsrente 0,75 vom Hundert, für die Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit oder Alters sowie für die Wit- 
wenrente 1,125 vom Hundert der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage. 

(4) Der Bund erstattet den Trägem der Rentenversiche- 
rung die laufenden Aufwendungen für die Kindererzie- 
hungszuschläge einschließlich der darauf entfallenden 
Zuschüsse zur Krankenversicherung. " ' 

3. Artikel 6 (Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 

Neueregelungsgesetzes) wird wie folgt ergänzt: 

a) Dem bisherigen Text wird die Bezeichnung „1." voran- 
gestellt. 

b) Folgender Text wird angefügt: 

,2. Nach § 6a wird folgender § 6b angefügt: 

„§ 6b 

(1) Knappschaftsrenten wegen Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit und Knappschaftsruhegelder an Frauen, auf die 
bereits vor dem 1. Januar 1986 ein Anspruch bestand, er- 
höhen sich für jedes Kind, das die Versicherte geboren 
hat, um einen Kindererziehungszuschlag. 

(2) Der Kindererziehungszuschlag wird auch zu Wit- 
wenrenten geleistet, wenn auf diese bereits vor dem 1. 
Januar 1986 ein Anspruch bestand und wenn die Witwe 
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neben der Witwenrente keine Rente wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit oder wegen Alters bezieht. Voraus- 
setzung hierfür ist, daß die Witwe das 60. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(3) Der Kindererziehungszuschlag beträgt für die 
Berufsunfähigkeitsrente 0,75 vom Hundert, für die Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit oder Alters sowie für die Wit- 
wenrente 1,125 vom Hundert der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage. 

(4) Der Bund erstattet den Trägem der Rentenversiche- 
rung die laufenden Aufwendungen für die Kindererzie- 
hungszuschläge einschließlich der darauf entfallenden 
Zuschüsse zur Krankenversicherung. “ ' 

Bonn, den 19. März 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß das Beitragsjahr wegen Kinder- 
erziehung auch denjenigen Frauen zugute kommt, die heute 
bereits Rente beziehen und am 1. Januar 1986 bereits das 
65. Lebensjahr vollendet hatten. Der im geltenden Recht beste- 
hende Ausschluß dieser Personengruppe aus der Begünstigung 
durch das Kindererziehungsjahr stellt eine durch nichts zu 
rechtfertigende soziale Ungerechtigkeit dar. 

Aus Gründen der Vereinfachung erfolgt die rückwirkende Aner- 
kennung des Kindererziehungsjahres durch Zahlung eines 
Zuschlages. Dieses pauschalierte Verfahren wird gewählt, um 
nicht alle Renten neu berechnen zu müssen. Der pauschale Kin- 
derzuschlag wird lediglich Frauen zuerkannt; dies ist für lange 
zurückliegende Kindererziehungszeiten zulässig und entspricht 
den damaligen gesellschaftlichen Verhältnissen. 

Der Kindererziehungszuschlag ist in erster Linie ein Zuschlag zur 
Versichertenrente. Einen Zuschlag zur Witwenrente gibt es nur 
dann, wenn neben dieser Witwenrente keine eigene Versicher- 
tenrente bezogen worden ist; Voraussetzung ist außerdem, daß 
die Witwe das 60. Lebensjahr vollendet hat, weü dies die Ver- 
mutung begründet, daß die Witwe an sich die Voraussetzungen 
für eine Erwerbsunfähigkeits- oder Altersrente erfüllen würde, 
wenn sie überhaupt Anwartschaften hätte erwerben können. 

Der Kindererziehungszuschlag für Renten nach altem Recht wird 
als pauschaler Prozentsatz der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage berechnet. Die in Absatz 3 angegebenen Leistungssätze 
(0,75 % für die Berufsunfähigkeitsrenten, 1,125 % für die übrigen 
Renten) entsprechen der Bewertung des Beitragsjahres wegen 
Kindererziehung im neuen Recht mit 75 % des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts. 
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Die Kosten des Kindererziehungsjahres sollen vom Bund getragen 
werden. Das Volumen dieser Ausgaben wird - gestützt auf Rech- 
nungen aus dem Verband der Rentenversicherungsträger - für 
1986 auf knapp 4,0 Mrd. DM beziffert. Im Laufe der nächsten 15 
bis 20 Jahre werden diese Ausgaben sich allmählich vermindern 
und schließlich ganz entfallen. 
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